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Klingbeil fordert AfD-Verbot: Ist die
Demokratie in Gefahr?

SPD-Chef Lars Klingbeil fordert ein Verbot der AfD,
während CDU-Generalsekretär Linnemann skeptisch bleibt.

Erfahren Sie mehr.

Wolfenbüttel, Deutschland - Am 24. Mai 2025 äußerte sich
SPD-Chef Lars Klingbeil auf einem Parteitag der
niedersächsischen SPD in Wolfenbüttel und befürwortete ein
mögliches Verbotsverfahren gegen die AfD. Klingbeil forderte
Maßnahmen, wenn der Verfassungsschutz die AfD als gesichert
rechtsextreme Partei einstuft. Diese Einschätzung wurde Anfang
Mai 2025 vom Bundesamt für Verfassungsschutz getroffen. Laut
Klingbeil sei ein langwieriges Verbotsverfahren das einzige
Mittel, um der AfD politisch entgegenzuwirken.

Seine Kritik richtete sich auch an die Aussagen des CDU-
Generalsekretärs Carsten Linnemann, der Skepsis bezüglich
eines Verbotsverfahrens äußerte. Linnemann plädierte für eine



inhaltliche Auseinandersetzung mit der AfD und betonte, dass
ein Verbot nicht ausgeschlossen werden sollte. Bundeskanzler
Friedrich Merz und Innenminister Alexander Dobrindt teilen
ebenfalls Bedenken gegenüber einem Verbotsverfahren. Die AfD
selbst hat bereits rechtliche Schritte gegen die Einstufung als
„gesichert rechtsextremistisch“ eingeleitet, und das
Verwaltungsgericht Köln hat diese Einstufung vorübergehend
ausgesetzt, sodass die AfD weiterhin als Verdachtsfall geführt
wird.

Rechtsextremismus als
gesamtgesellschaftliches Problem

Die politischen Diskussionen um die AfD stehen im Kontext der
wachsenden Besorgnis über Rechtsextremismus in Deutschland.
Laut der Bundeszentrale für politische Bildung bestehen
Kontinuitäten rechtsterroristischer Gewalttaten seit Jahrzehnten.
Rechtsextreme Einstellungen sind in der Bevölkerung weit
verbreitet und zeigen sich nicht nur an den Rändern der
Gesellschaft. Dokumentierte Verbindungen zwischen der AfD
und rechtsextremen Gruppen lassen die Sorgen um die
politische Landschaft weiter wachsen.

Maßnahmen gegen Rechtsextremismus müssen auf
verschiedenen Ebenen ansetzen. Sozialpädagogische
Präventions- und Deradikalisierungsarbeit sowie
Aufklärungsangebote zu Rassismus und Antisemitismus sind
wichtig, um langfristig gegen diese Phänomene vorzugehen. Die
Bundesregierung betrachtet Rechtsextremismus als die größte
Bedrohung für die Demokratie und hat einen
Maßnahmenkatalog entwickelt, der Forschung, Förderung
zivilgesellschaftlicher Projekte und gesetzliche Veränderungen
umfasst.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt und
Initiativen

https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/508474/massnahmen-gegen-rechtsextremismus/


Dennoch gibt es laut der Tagesschau Leerstellen im
Maßnahmenpaket, insbesondere in Bezug auf rechtsextreme
Gewalt und sozialdarwinistische Elemente. Zivilgesellschaftliche
Initiativen sind von entscheidender Bedeutung, um
demokratische Werte zu fördern und die Gesellschaft gegen
rechtsextreme Ansichten zu stärken. Angebote für verschiedene
Zielgruppen, einschließlich Betroffenen rechtsextremer Gewalt
und potenziellen Aussteigern aus der rechten Szene, sind dabei
unverzichtbar.

Aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen, wie die Corona-
Pandemie, könnten möglicherweise Auswirkungen auf die
Dynamiken des Rechtsextremismus haben, was die
Notwendigkeit von effektiven und angepassten Maßnahmen
umso dringlicher macht. Der Weg zu einem möglichen Verbot
der AfD bleibt somit komplex und von zahlreichen politischen
und gesellschaftlichen Faktoren geprägt.
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